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Beklagter und Revisionskl'alger0

Der 9„ Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 50 Mai 1970 durch

Senatspräsident Dro N‘e
u h a u s

— Vorsitzender „?
Bundesrichter '

.
Drn M a i s c h und

Bundesrichter S'c h i n d l e r ?
Bundessozialrichterin Dr° K a y s e r und

”Bundessozialrichter L 6 f f 1 e r

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des

Landessozialgerichts NordrheinwWestfalen vom

25° Januar 1968 wird zurückgewiesenc

Der Beklagte hat dem Kläger die außergericht—
lichen Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatw

ten°
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Der 1924 geborene Kläger (Wo) war vor seiner Einberufung

im Dezember 1941 in seinem erlernten Beruf als Seidenweber
' beschäftigt° 1943 zog er sich eine Brfrierung an den Füßen

zu° Demgemäß erkannte das Versorgungsamt (VersorgA) mit

Bescheid vom 50 September 1957 als Schädigungsfolgen: Vers

lust der dritten und fünften Zehe rechts9 Teilverlust aller

übrigen Zehen, empfindliche Stumpfharben
& ohne Rentengcs

währung _ ano Im Widerspruchsbéscheid vom 100 März 1958

wurde ein besonderes berufliches Betroffensein im Beruf als

Seidenweber verneinto Mit weiterem Bescheid vom 31„ Deze‘mw

ber 1958 wurde als zusätzliche Schädigungsfolge "Weichteile

stecksplitter rechte Achselgegend" „ wiederum ohne Rentenw

gewährung @ anerkannt° Im August 1963 stellte der Kläger

w nach erfolgter Nachamputation der Zehenstümpfe @ einen

Verschlimmerungsantrag‚ worauf mit Bescheid vom 250 Septemw

ber 1965 als Süi■igungsfolgen: "Verlust aller Zehen beider—

seits mit kleinem Narbendefekt rechts, Narbe und Weichteilw
stecksplitter in der rechten Achselgegend" anerkannt und

Rente nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um
40 voHo bewilligt wurde; eine berufliche Betroffenheit wurde

erneut verneint° Der Widerspruch, in dem der Kläger darauf
hih®ibs, daß bei der Landesversicherungsanstalt (LVA) Rheine

provinz ein Antrag auf eine Berufsförderungsmaßnahme laufe?

wurde mit Bescheid vom 240 September 1964 zurückgewieseno

Darin hieß es u<‚a„9 die Entscheidung im Bescheid vom 25°

September 1963 hinsichtlich der Berufsbetroffenheit sei

durch die eingeleiteten Umschulungsmaßnahmen gegenstandslos

geworden; zunächst sei der Ausgang der beabsichtigten Umw

schulung zum Feinmechaniker abzuwarten9 nach deren Abschluß

werde eine endgültige Entscheidung nach @ 30 Absp 2 des
Bundesversorgungsgesetzes (BVG) getroffen werdeno Der

Landschaftsverband Rheinland veranlaßte die Umschulung des

Klägers zum Feinmechaniker vom 10 Oktober 1964 an„ Das
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Sozialgericht (SG) hat den Beklagten auf die Klage des W,

mit Urteil vom 26, Januar 1966 verurteilt, dem Kläger

unter Berücksichtigung eines besonderen beruflichen Be—

‘ troffenseins ab 10 August 1963 Rente nach einer MdB um
50 VDH, zu gewähren, Am 7, März 1967 bestand W° die Ge—

sellenprüfung als Elektromechanikero Seit Mai 1967 ist er

bei der Maschinenfabrik GRIIZZIIM in Viersen beschäftigto

—DasLandessozialgericht (LSG) hat die Berufung des Beklagw

ten mit Urteil vom 25, Januar 1968 zurückgewiesenc Es hat

u„a° ausgeführt, der Kläger sei seit der Nachoperation der

Zehenstümpfe nicht mehr in der Lage, seinen erlernten Be—

ruf als Seidenweber auszuüben; damit sei er beruflich be—

sonders betroffen, so daß die Minderung seiner Erwerbsfä—

higkeit nach 5 30 Abs, 2 BVG höher zu bewerten sei, Bei
Erlaß der angefochtenen Verwaltungsakte seien Umschulungs— '

maßnahmen noch gar nicht eingeleitet gewesen, weil der

Beklagte das berufliche Betroffensein des Klägers überw
haüpt verneint habe; bei Abschluß des Klageverfahrens in

der ersten Instanz sei die Umschulung noch im Gange gewe—

sen, nunmehr — und mit Ablegung der Gesellenprüfung als

Elektromechaniker @ aber abgeschlossene Diese Umstände

seien bei der jetzigen Entscheidung des LSG zu brücksiche

tigeno Die angefochtenen Bescheide seien schon insofern

fehlerhaft, als die Berufsbetroffenheit verneint worden

sei, obwohl der Kläger angegeben habe, daß er seinen Be—

ruf als Weber wegen seiner Schädigungsfolgen im Mai 1963

aufgegeben habe, “Es beschwere auch den Kläger, wenn im ”
Widerspruchsbescheid ausgeführt werde, die Entscheidung

im Bescheid vom 230 September 1963 sei hinsichtlich der

Berufsbetroffenheit durch die eingeleiteten Umschulungsw

ma®nahmen gegenstandslos geworden, die endgültige Entscheie

dung gemäß 5 30 Abso 2 BVG werde erst nach Abschluß der Ume
schulungsmaßnahmen getroffen werdeno Aus der Tatsache, daß

sich die Versorgungsbehörde bereit erklärt habe, die Kosten

der vom Kläger selbst veranlaßten-Umschulung zu übernehmen,
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sei zu schließen, daß auch sie den Kläger nunmehr als berufé
lich besonders betroffen ansehe; sie habe in dieser Hinsicht

auch keine Einwendungen mehr geltend gemacht„ Die trotzdem

erfolgte Ablehnung einer höheren MdEwBewertung sei nicht

gerechtfertigt, insbesondere könne sich der Beklagte hierfür

nicht auf 5 30 Abs, 6 BVG berufen° Wenn er meine, weder

für die Zeit bis zur Einleitung der Maßnahmen nach @ 26 BVG

noch für die Zeit während der Umschulung selbst und San ch

komme eine Erhöhung der Rente in Betracht, so könne ihm

nicht gefolgt werden, da dies aus @ 30 Abso 6 BVG nicht her—

zuleiten sei° Zwar treffe es zu, daß die Hilfen des 5 26

BVG Priorität vor der Erhöhung der MdB genössen„ Diese

Priorität, doho der Vorrang der berufsfördernden Maßnahmen

vor der Erhöhung der Rente nach 5 30 Abs„ 2 BVG, bedeute
jedoch nicht, daß einem beruflich besonders Betroffenen bei

Durchführung von Umschulungsmaßnahmen die höhere Rente grund—

sätzlich vorenthalten werden dürfe() Aus den Absätzen 2 der 55

5 und 6 der Verordnung zur Kriegsopferfürsorge ergebe sich,

daß auch während der Dauer von Maßnahmen nach @ 26 BVG die

berufliche Betroffenheit nicht entfalle, und daß deshalb

auch die Vorschrift des 5 30 Abso 6 BVG unter dem Gesichts—

punkt der in den 55 26 ff BVG geregelten Kriegsopferfürsorge
betrachtet werden müsseo Auch das Bundessozialgericht (BSG)

habe in der Entscheidung vom 270 November 1964 e
9/77 RV

504/62 e ausgeführt, daß während der Dauer der berufsföre
dernden Maßnahmen die Berufsbetroffenheit nicht entfalle

und @ 30 Abso 6 BVG nur eine vorläufige Zurückstellung der
Höherbewertung der MdB bezwecke° Sei hiernach zwar für die

Dauer der Umschulung deren Vorrang vor einer Rentenerhöhung

nach @ 30 Abs„ 2 BVG anzuerkennen, so gelte dies aber nicht

für die 393 der Umschulung liegende Zeit, weil es für diesen
Zeitraum an der Voraussetzung desää 30 Abs, 6 BVG, nämlich
der Einleitung Von berufsfördernden Maßnahmen9 überhaupt fehlen

Der Beschädigte sei nicht verpflichtet, von sich aus Maßnahe

men des 5 26 BVG zu ergreifen und durchzuführen; dies sei
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vielmehr Sache der Träger der Kriegsopferfürsorgeo Ein

Beschädigter könne deshalb auch nicht auf einen durch

Umschulung vielleicht erreichbaren Ausgleich seiner Be—

rufsbetroffenheit verwiesen werden, wenn diese Umschuw

lung noch gar nicht eingeleitet, geschweige denn durchge—

führt sei° ‘Die Priorität der Förderungsmaßnahmen bee

deute nur, daß der Beschädigte nicht mit einer erhöhten

Rente abgefunden werden dürfe, wo ihm durch eine Umschue

lung besser geholfen werden könne, und daß der Beschädigte
andererseits keine höhere Rente erhalten solle, solange

das Ergebnis der Umschulung noch aussteheo Die Förderunge—

maßnahmen sollten jedoch die durch 5 30 Abso 2 BVG vorge—

schriebene Erhöhung der Rente nicht ersetzeno Mit der Ein—

führung des “Vorrangs” solle nur vermieden werden‚ daß

durch eine vorzeitige Erhöhung der MdB das Interesse des

Berchädigten an der Umschulung beseitigt und damit der

Erfolg dieser Maßnahmen in Frage gestellt würde (vglo BSG

Avom300 September 1966 „ 9 RV 752/65 e)o Der Beklagte bee
rufe sich zu Unrecht für seine gegenteilige Meinung auf

die Entscheidung des BSG vom 150 Dezember 1961 —8 RV 1445/59 “„
Für die Zeit der Umschulung selbst habe der Beklagte zunächst

die Entscheidung über die Höherbewertung der MdB nach 9 30

Abs° 2 BVG vorläufig aussetzen dürfeno Der Kläger habe die

Umschulung zwar insoweit erfolgreich beendet, als er die Ge“

sellenprüfung als Elektromechaniker, also als gelernter Hand“

werker‚ bestanden habea Wesentlich sei jedoch, daß sich eine
Unterbringung des Klägers in diesem Berufszweig noch nicht

habe ermöglichen lasseno Es sei wohl für ihn ein Arbeits—

platz in einer Maschinenfabrik frei gemacht worden‚ der Klä-

ger sei jedoch dort nicht als Elektromechaniker, sondern als

Iaschinenarbeiter eingesetzt und übe eine Tätigkeit aus‚ wie

sie nach seinen glaubhaften Angaben auch von Hilfsarbeitern

verrichtet werde° Damit sei er keineswegs seinem früheren

Beruf eines gelernten Handwerkers gleichgestellt worden und

habe auch keine soziale Stellung inne, wie er sie früher als

_ 6 i
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Weber bekleidet habe° Zu diesem nicht verhinderten sozialen

Abstieg komme hinzu, daß der Kläger jetzt auch noch einen

erheblichen Minderverdienst hinnehmen müsse, Der Kläger

habe somit bis jetzt keinen Ausgleich für seinen Berufs—

schaden erlangt und sei deshalb trotz der erfolgreichen

Umschulung weiterhin beruflich besonders betroffen, Die

Durchführung der berufsfördernden Maßnahmen nach 5 26 BVG-

sei mit dem Abschluß der Umschulung noch nicht beendet,
denn zu den Hilfen nach @ 26 BVG, auf die 5 30 Abs, 6 BVG

verweise, gehöre auch, wie sich aus den 55 6, 13 der Vera

ordnung zur Kriegsopferfürsorge eindeutig ergebe, die Hilfe

zur Erlangung eines, der Umschulung entsprechenden, geeige

neten Arbeitsplatzeso Erst wenn dieses Ziel erreicht sei,

könne von einem wirklichen Ausgleich des Berufsschadens

und dem Wegfall des Berufsbetroffenseins gesprochen werden,

Solange dies nicht der Fall sei, komme eine Anwendung des

5 30 Abso 6 BVG und damit eine Verweigerung der Rentener—
höhung nach @ 30 Abs° 2 BVG nicht in Betracht, da die Um@

schulung aus vom Beschädigten nicht zu vertretendem Grunde

nicht zum Ausgleich des beruflichen Schadens geführt habeo

Mit der zugelassenen Revision rügt der Beklagte die Ver—

letzung der @@703, 728 des Sozialgerichtsgesetzes (SSG)

und des 5 50 Abs° 2 und 6 BVGo Er führt uva, aus, das LSG
hätte zunächst einmal aufklären müssen, welche Tätigkeit

der Kläger bei der Firma GECEII$:;;% Co, GmbH, Elektro—Moto—

ren»Feinbauwerk, Viersen, ausübe und welche Vergütung er

erhalteo Hierzu habe um so mehr Veranlassung bestanden, als

die klägerischen Behauptungen im Widerspruch zu der Fitteie

lung des Direktors des Landschaftsverbandes Rheinland _ .
Hauptfürsorgestelle „ an die LVA Rheinprovinz vom 12, Juli

1967, deren Akten das LSG beigezogen habe, stünden, wonach

der Kläger bei der Firma Gännxnzxgrt Co, in seinem umge—
schulten Beruf als Elektrcmechaniker beschäftigt werde,

Auf Grund der mangelnden Sachaufklärung habe das LSG nicht

i 7 „
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alle Umstände berücksichtigt, die für oder gegen die

.
Wahrheit der für die Entscheidung erheblichen Tatsachen

sprächen, so daß es damit auch die Grenzen der freien Bee

weiswürdigung überschritten habeo In sachlicher Hinsicht

müsse gerade aus den Worten in @ 30 Abs° 6 BVG "nur dann

zu gewähren" entnommen werden, daß nur ein Dauerschaden

Veranlassung für höhere Versorgungsleistungen bieten könneo

Hieraus müsse umgekehrt geschlossen werden, daß, wenn die
berufsfördernden Maßnahmen zum Erfolg geführt hätten, eine

Höherbewertung nach Abso 2 nicht nur für die Zukunft9 son—

dern auch für die zurückliegende Zeit entfalleo Der gegenw

teiligen Auffassung des erkennenden Senats in seinem Urteil

vom 120 März 1968 e 9 RV 52/65 @ könne nicht gefolgt werden„

Der "Wunsch" des Ausschusses für Kriegsopfere und Heimkehrerm

fragen (BT—Drucksache IV/1831)‚ auch für die Dauer der Rehau
bilitationsmaßnahmen einen Berufsschadensausgleich zu gewäh—

ren, habe im Gesetz keinen Niederschlag gefunden und sei da—

mit rechtlich ohne Bedeutungo Außerdem sei es nach den Pro»

tokollen über die Ausschußsitzungen zumindest zweifelhaft,

ob der schriftliche Bericht insoweit das Ergebnis der Bera—

tungen zutreffend wiedergebe° Nach 5 30 Abs() 6 BVG komme

eine Höherbewertung der MdB nach 5 50 Abs„ 2 BVG auch für die
Zeit, in der die berufsfördernden Maßnahmen durchgeführt wor—

den seien, nicht in Betracht, wenn die nach 5 26 BVG einge—

leiteten Maßnahmen Erfolg gehabt hätten„ Die vom LSG vorge»

nommene Einteilung in drei Zeitabschnitte (vor, während und

nach der Umschulung) sei fehlerhaftc Unabhängig von dieser
Rechtsfrage sei festzu3tellen, daß dem vom LSG zitierten

Urteil des BSG vom 300 September 1966 — 9 RV 752/65 e ein
anderer Sachverhalt zugrunde gelegen habe; denn dort habe sich

erst im Laufe des gerichtlichen Verfahrens herausgestellt? daß

der Beklagte die berufliche Betroffenheit zu Unrecht verneint

gehabt habe9 während hier die Versorgungsverwaltung sich be»

reits im Vorverfahren mit der Frage der Umschulungsmaßnahmen

befaßt habe und die Umschulungsmaßnahmen bereits im September
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19639 doh° knapp 1 1/2 Monate nach dem am 50 August 1965

gestellten nentenerhöhungsantrag, eingeleitet werden seieno

Von einer erheblichen Zeitdifferenz könne deshalb keine

Rede sein„ Da ferner die LVA Rheinprovinz bereits am 170

September 1963 der AOK Viersen mitgeteilt habe, sie halte

Berufsförderungsmaßnahmen für angezeigt, während der ange»

fochtene Bescheid erst am 230 September 1963 ergangen sei,

sei auch die Feststellung des LSG, bei Erlaß der angefoche

tenen Verwaltungsakte seien Umschulungsmaßnahmen noch gar

nicht eingeleitet gewesen, unrichtigo Entgegen der Daru

stellung des LSG auf Blatt 7 des Urteils habe der Kläger

bei der Untersuchung durch Dro XIII; am 110 September 1963

nicht von einer Aufgabe seines Weberberufs gesprocheno In

der Vorgeschichte heiße es im zweiten und dritten Absatz lee

diglich; "°ao Seit ■5‚501963 bin ich arbeitsunfähigo Aufe

grund dessen wurde ich von meiner Firma, bei der ich 5 Jahre

als Weber tätig war, ent/lassen „„von noch nicht wieder

«
arbeitsfähig geschrieben„ Er hält mich in meinem Beruf als

Weber für berufsunfähigo" Daß diese Äußerungen zum dama—

ligen Zeitpunkt nicht als eine Berufsaufgabe verstanden

werden könnten9 gehe aus der Tatsache hervor, daß sich der

Kläger selbst noch als Weber bezeichnet habe„ Augenscheine

lich sei nachträglich das Wort "Weber" mit Bleistift durch—

gestrichen und die Worte "nicht mehr" zugä■gt wordeno

Der Beklagte beantragt,

.
unter Änderung der Urteile des LSG vom 25°
Januar 1968 und des SG vom 260 Januar 1966

die Klage abzuweisen9

hilfsweise9

das Urteil des LSG aufzuheben und die Sache

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an
dieses Gericht zurückzuverweiseno

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Der Kläger beantragt?

die Revision als unbegründet zurückzuweisen°

Däs LSG—Urteil sei in allen Punkten zutreffend° Dem LSG

sei auch kein Verfahrensmangel unterlaufeno Es stehe

außer jedem Zweifel? daß der Kläger als Weber nicht mehr

tätig sein könne° Es möge sein? daß das LSG deswegen vom

Beruf eines Maschinenarbeiters (und nicht Elektromechaniu

kers) ausgegangen sei, weil der Kläger dies in seinen Schrifte

sätzen so angegeben und bei seiner mündlichen Anhörung bee

stätigt haben Es treffe sogar zu, daß der Direktor des Land—

schaftsverbandes am 120 Juli 1967 mitgeteilt habe, der Klä—

ger werde bei der Firma G1111;;;;„& Coo als Elektromechaniker

beschäftigte Diese Angabe sei aber zweifellos unrichtig°

Tatsächlich werde der Kläger bei der Firma G:I:ZILI■3 wie

sich aus der beigefügten Bescheinigung dieser Firma vom 25°

Juli 1968 ergebe, als "Monteur in der Getriebemontage" be—

schäftigt; diese Tätigkeit könne @ nach entsprechender Anw

lernzeit e von jeder ungelernten Person ausgeübt werdeno

Der Kläger habe sich nach'der Umschulung als Elektromechau

niker fortgesetzt bemüht, eine seiner Ausbildung entsprechen—

de Beschäftigung zu erhalten; seine Anstrengungen seien aber

ergebnislos gewesen° Überall, wo er sich vorgestellt habe9

seien ihm Absagen erteilt wordeno Zur Begründung sei angew
geben werden, in seinem Alter müsse er eine langjährige Er»

fahrung vorweisen, um den gestellten Anforderungen gerecht

zu werden° Bei anderen Arbeitgebern sei ihm eine schriftliw

che Mitteilung wegen seiner Bewerbung in Aussicht gestellt

werden; darauf warte der Kläger aber heute noch° Inzwischen

habe er selbst erkennen müssen, daß er den Arbeitsplatz eines

Elektromechanikers nicht mehr ausfüllen könne; einerseits

habe er grundlegende Dinge, die er auf der Schule gelernt
habe, vergessen‚ andererseits fehle es ihm an der Fortfüh—

rung praktischer Arbeit seit der Prüfung als Geselleo

i 10 _
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Wegen weiterer Einzelheiten wird auf den Inhalt des

LSGwUrteils und der im Revisionsverfahren eingereichten

Schriftsätze Bezug genommene Die Beteiligten haben ;ich

mit einer Entscheidung ohne mündliche Verhandlung gemäß

@ 124 Abs() 2 SGG einverstanden erklärt„

Die durch Zulassung statthafte Revision ist forms und frist—

gerecht eingelegt und begründet worden und deshalb zulässig

(Vglo @@162 Abs„ 1 Nr„ 1, 164, 166 sec); sachlich konnte

sie keinen Erfolg habeno

Nach @ 30 Abso 6 BVG idF des Ersten Neuordnungsgesetzes

vom 27„ Juni 1960 (BGBl 1,453 w 10 NOG „) sowie des 20 und

30 NOG vom 210 ?ebruar 1964 (BGBl I‚85) und 28„ Dezember

1966 (BGBl I‚750)kann die MdEnach 5 30 Absg 2 BVG„ sofern
arbeits— und berufsfördernde Maßnahmen nach @ 26 BVG mög—

lich und zumutbar sind, nur dann höher bewertet werden?

wenn diese Maßnahmen aus vom Beschädigten nicht zu vertre—

tenden Gründen erfolglos geblieben sind oder ein Ausgleich

des Berufsschadens nicht erzielt werden konnte (10 NOG)

bzw° die Maßnahmen nicht zum Ausgleich des beruflichen

Schadens geführt haben (20 und 3° NOG)n Der erkennende

Senat hat hierzu in dem von der Revision zitierten Urteil

vom 12„ März 1968 _ 9 RV 52/65 — (auszugsweise veröffent_
licht in SozR Nr° 30 zu 5 30 BVG), auf das wegen weiterer
Einzelheiten verwiesen wird, ausgesprochen, daß der GesetzW

geber9 wenn er die Entscheidung über das berufliche Betrofs

fensein von dem Erfolg der Berufsförderungsmaßnahmen abhän«

gig mache, hierbei nur davon ausgegangen sein könne9 daß an
sich mit der Anordnung über die Einleitung solcher Maßnahmen

und dem Beginn der Berufsförderung das berufliche Betroffen—

sein noch nicht beseitigt werdeo Demgemäß heißt es in diem

ser Entscheidung weiter, daß mit der Vorschrift des @ 50

Abs° 6 BVG nF nur die vorläufige Zurückstellung einer Höhere

bewertung der MdE wegen besonderen beruflichen Betroffen”

seine beabsichtigt sein dürfteo Wenn auch der Vorschlag
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des Bundesrats—Ausschusses abgelehnt worden sei, die erhöhte

Rente wegen beruflichen Betroffenseins ohne Unterbrechung

auch während der Berufsförderungsmaßnahmen weiterzuzahlen

und die Entscheidung über die erhöhte Rente nicht bis zum
Abschluß dieser Maßnahmen zurückzustellen, so bedeute dies

keineswegs, daß bis zur vollständigen Rehabilitierung das

berufliche Betroffensein während der möglicherweise Jahre

dauernden Berufsförderungsmaßnahmen nicht nachträglich, d„h„

nach Abschluß der Berufsförderungsmaßnahmen, berücksichtigt
werden sollteo Eine solche Auslegung entspreche auch dem

Sinn der mit dem 1, NOG erstrebten Änderung des Gesetzes,

die eine Besserung des versorgungsrechtlichen Schutzes durch

eine möglichst weitgehende Sicherung der Rehabilitation, je—

doch ohne materielle Verminderung des Anspruchs auf eine

angemessene Erhöhung der MdB wegen beruflichen Betroffenw

seins habe erzielen wollen„ Die Priorität der Berufsförde—

rungsmaßnahmen sei somit nur in einem zeitlichen Rangverhält—

nis zu der Höherbewertung der MdB wegen beruflichen Betrofe

fenseins zu sehen() Mit einer
so verstandenen Zielsetzung

sei die Zurückstellung der Entscheidung über die MdB wegen
besonderen beruflichen Betroffenseins vereinbar, nicht aber

die Versagung des nach @ 30 Abs° 2 BVG nF gegebenen Anspruchs

auf eine erhöhte Rente für die gesamte Zeit des beruflichen

Betroffenseins, somit auch für die Zeit der Berufsförderungse

ma3nahmen° Die Worte "wenn" und "nur dann" in 5 30 Abs„ 6

BVG nF ließen bei Würdigung des mit dieser Vorschrift bee

zweckten Erfolges die Auslegung zu, daß die Berücksichtigung

des beruflichen Betroffenseins für die Zeit der Berufsföre

derung zwar hinausgeschoben, aber nicht beseitigt werden

sollte, und daß nach vollständigem Ausgleich des beruflichen

Betroffenseins nur für die Zukunft die Gewährung einer höhe—

ren MdB entfalleo So verstanden bedeute @50 Abs° 6 BVG nF,
daß die Höherbewertung nach Abso 2 "erst" dann zu gewähren

ist, wenn die Maßnahmen erfolglos geblieben sind oder nicht

zum Ausgleich des beruflichen Schadens geführt habeno Damit

sei die Feststellung des Ergebnisses dieser Maßnahmen nur
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„ 12 _

als Voraussetzung für die Zuerkennung einer höheren WdE

für die Zeit während der Berufsförderungsmaßnahmen gesetzt

und mit den Worten "nur" und "wenn" in @ 50 Abs() 6 BVG nF

nicht eine Verkürzung des Anspruchs auf eine höhere MdB,

sondern nur eine zeitliche Beschränkung für die Geltend»

machung dieses Anspruchs bestimmte

Der Senat brauchte auf die hiergegen von der Revision ers

hobenen Einwendungen nicht näher einzugehen‚ weil es auf

die Frage, ob die MdE "nach vollständigem Ausgleich des

beruflichen Betroffenseins" durch Umschulungsmaßnahmen

rückwirkend bis zum Zeitpunkt des Wegfalls dieses Betroffene

seins zu erhöhen ist‚ im vorliegenden Fall nicht ankommto

Das LSG hat festgestellt, daß der Kläger die Umschulung

zwar durch Bestehen der Gesellenprüfung als Elektromechaniw

ker erfolgreich beendet habe, daß sich eine Unterbringung

des Klägers in diesem Berufszweig aber noch nicht habe er—

möglichen lasseno Es sei wohl für ihn ein Arbeitsplatz in

einer Maschinenfabrik frei gemacht worden, er sei dort jee

doch nicht als Elektromechaniker, sondern als Maschinene

arbeiter eingesetzt und übe eine Tätigkeit aus9 wie sie

nach seinen glaubhaften Angaben auch von Hilfssrbeitern

verrichtet werdeo Damit sei er seinem früheren Beruf eines

gelernten Handwerkers nicht gleichgestellt und habe auch

keine soziale Stellung inne, wie er sie früher als Ecber

bekleidet haben Zu diesem nicht verhinderten sozialen

Abstieg komme hinzu9 daß der Kläger jetzt auch noch einen

erheblichen Minderverdienst hinnehmen müsse; er habe somit

bis jetzt keinen Ausgleich für seinen Berufsschaden erlangt

und sei deshalb trotz der erfolgreichen Umschulung „eitcrhin

beruflich besonders betroffene

rhat die Revision zwar Verfahrens—Gegen diese Feststellung

rügen vorgebracht9 diese greifen jedoch nicht durch„ Soweit

die Revision rügt, das LSG hätte zunächst einmal aufklären

l 13 i
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


müssen, welche Tätigkeit der Kläger bei der Firma G::I:■■t■■t

& Co° GmbH, Elektr0m■otoreneFeinbauwerk, Viersen, ausübe

und welche Vergütung er erhalte, liegt keine hinreichend

Substantiierte Sachaufklärungsrüge vor, Denn bei der Rüge

mangelnder Sachaufklärung ist nach @ 164 Abs, 2 Satz 2 SGG

darzulegen, auf Grund welcher Umstände das LSG sich hätte

gedrängt fühlen müssen, weitere Ermittlungen anzustellen

(BSG in SozR Nro 14 zu @ ü03 SGG)° Außerdem entspricht die

Rüge, das LSG habe seine Amtsermittlungspflicht verletzt

(oder die Grenzen des Rechts der freien Beweiswürdigung
überschritten), nicht dem Formerfordernis des @ 164 Abs,2

Satz 2 SGG, wenn der Revisionskläger nicht angegeben hat,

zu welchem Ergebnis nach seiner Ansicht die für erforder—

lich gehaltene Ermittlung (bzw° eine gesetzmäßige Beweis—

würdigung) geführt hätte (vgl° BSG in SozR Nr, 28 zu 5 164

SGG)(’ e Die Revision hat nicht dargelegt, weshalb das LSG

sich insoweit nicht auf die Angaben des Klägers, die es für

glaubhaft hielt, hat stützen dürfen° Aus dem Schriftsatz

des Klägers vom 160 Juni 1967 war zu entnehmen, daß dieser

bei der genannten Firma in der Getriebe—Montage bei einem

Stundenlohn von 3,80 DM eingesetzt sei, Mit weiterem Schriftw

satz vom 160 Januar 1968 hat der Kläger erklärt, daß er im

letzten Monat vor der Nachamputation, doho im April 1963,

einen Stundenlohn von 4,86 DM bekommen habe° Berücksichtige

man die vier Lohnorhöhungen von 1963 bis 1967, so würde er
heute auf über 6,00 DM pro Stunde kommen; er erhalte jetzt

über 2‚_„ DM pro Stunde weniger, Die Revision hat die beim

den Schriftsätze vom 160 Juni 1967 und 160 Januar 1968, aus
denen sich die Tätigkeit des Klägers in der ”Qgtripbggpnt?gg"
und der jetzige sowie der frühere Stundenlohn ergab, zwar
erwähnt, aber nicht auch dargelegt, weshalb trotz der in

ihnen enthaltenen Angaben vom LSG "zunächst einmal" hätte

aufgeklärt werden müssen, welche Tätigkeit der Kläger bei

dieser Firma ausübe und welche Vergütung er erhalte, Außerw

dem hat die Revision auch nicht angegeben, zu welchem „ von
den Angaben des Klägers etwa abweichenden e Ergebnis nach
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ihrer Ansicht die vermißte Ermittlung geführt hättco

Die weitere Rüge, zu der vermißten Sachaufklärung habe um

so mehr Veranlassung bestanden9 als die klägerischen Be—

hauptungen im Widerspruch zu der Mitteilung des Direktors

des Landschaftsverbandes Rheinland» Hauptfürsorgestclle e

an die LVA Rheinprovinz vom 120 Juli 1967 stünden, wonach

schulten Beruf als Elektromechaniker beschäftigt werde;■

ist ebenfalls nicht hinreichend substantiiert9 weil nicht

angegeben ist, zu welchem Ergebnis eine gesetzmäßigc Bee

weiswürdigung, doho eine Auseinandersetzung mit der frage

lichen Mitteilung des Direktors des Landschaftsverbnndes

geführt hätten Daß das LSG diese Mitteilung übersehen

hätte, hat die Revision nicht gerügto Tatsächlich hat der

Beklagte bereits in seinem Schriftsatz vom 26„ September

1967 darauf hingewiesen‚ daß der Kläger ausweislich der

Akten der LVA RheinfroVinz jetzt im Beruf eines Elektroe

mechanikers bei der Firma Giz::txtz beschäftigt seio Dazu
ist in den LSGeAkten "Nein!" vermerkt worden unter Hinweis

auf den Schriftsatz des Klägers vom 160 Juni 19670 Aus

den LSGuAkten ergibt sich sonach‚ daß das LSG insoweit den

Angaben des Klägers, die es im Urteil als "glaubhaft" btw

zeichnet hat, den Vorzug vor dem im vorgedruckten Schrei—

ben des Direktors des Landschaftsverbandes Rheinlandeaupt—

fürsorgestelle @ vom 120 Juli 1967 enthaltenen Vermerk;

"Jetzt beschäftigt 000 als; Elektromechaniker" gegeben hat°

Danach hat das LSG mit Schreiben vom 30 Januar 1968 beim
Beklagten angefragt, ob er bereit sei? dem Kläger die Rente

nach einer MdB um 50 VOH„ bis zum Abschluß der Umschulung‚

doh„ bis zum 31„ März 1967‚ zu gewähren und @ wie im Videre

spruchsbescheid vom 240 September 1964 angekündigt w für

die Zeit ab 10 April 1967 einen neuen Bescheid zu erteileno

Der Beklagte hat darauf lediglich die Erteilung eines neuen
Bescheids zur Frage einer besonderen Betroffenheit im
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Beruf in Aussicht gestellt (Schriftsatz vom 110 Januar 1968)o
weder die Schriftsätze des Beklagten noch die Niederschrift

über die mündliche Verhandlung vom 250 Januar 1968 noch

schließlich das jetzige Revisionsvorbringen lassen erkennen?

daß der Beklagte im Verfahren vor dem LSG darauf bestanden

hätte, man dürfe in der Frage der Tätigkeit des Klägers bei

313:::::nicht den Angaben des Klägers folgen,der Firma GTII

sondern müsse wegen des Hinweises in den LVAeAkten insoweit

eine weitere Saohaufklärung durchführenu Im übrigen trag

die Revision selbst vor, daß sich der Kläger auch noch "im

- Termin am 250 701968" e ähnlich wie in den Schriftsätzen

vom 16° Juni 1967 und 16„ Januar 1968 w geäußert hat‚ und

die Sitzungsniederschrift enthält die Feststellung‚ daß

die Akten der LVA Rheinprovinz Gegenstand der mündlichen

Verhandlung gewesen sind„ Sonach kann « auch-ohne Rüge @
nicht angenommen werden, daß das LSG den in Frage stehene

den Inhalt dieser Akten übersehen hätte° Unter diesen be—

‚
sonderen Umständen konnte das LSG in Würdigung des Gesamte

ergebnisses des Verfahrens ohne Verletzung seiner Aufkläw

rungspflicht aufgrund des persönlichen Eindrucks des Klee

gers die Überzeugung gewinnen? daß dessen Angaben zutrafen

und ihnen den Vorzug vor der Angabe in dem Schreiben des
Land'tächaftsverbandes Rheinland vom 120 Juli 1967 geben, daß

der Kläger jetzt bei der Firma Gt::x:::g "als; Elektromew_

chaniker" beschäftigt sei° Deshalb kann auch dahinstehen9

ob der Landschaftsverband nicht etwa schon aus dem Umstand‚

daß der Kläger bei dieser Firma beschäftigt ist‚ ohne wei—
teres geschlossen hat, die Einstellung und Beschäftigung sei

in dem umgeschulten Beruf als Elektromechaniker erfolgto

Im übrigen hat denn auch der Kläger im Revisionsverfahren

eine Bescheinigung der Firma Gt:zzxzxzz&'Coo vom 250 Juli_

1968 vorgelegt, aus der sich ergibt, daß er dort "als Mona
teur in der GetriebewMontage" beschäftigt wird9 und daß für

diese Tätigkeit eine abgeschlossene Ausbildung nicht erforw

derlich ist, diese vielmehr auch von ungelernten Personen
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nach etwa 1/2 bis 3/4 Jahr Anlernzeit ausgeführt wird„

Der Senat hat nicht angenommen? daß mit dem weiteren Vor?
bringen der Revision, der Klage habe entgegen der Dar»

stellung des LSG auf Blatt 7 des Urteils bei der Unt rsu—
chung durch Dro Kthxnnam 110 September 1963 von einer Aufw

gabe seines Weberberufs nicht gesprochen, ein Mangel im

Verfahren des LSG gerügt werden sollte; denn die Revision‘

hat nur "Der Vollständigkeit halber oonoo auch" hierauf

hingewieseno Überdies wollte sie damit offenbar nur dar—

tun‚ daß diese Äußerungen ggm_damgligen_geitpungt nicht als

eine Berufsaufgabe verstanden werden könnten; für die hier

zu entscheidende Frage, ob die 1251 abgeschlossenen arbeits—

und berufsfördernden Ta”nahmen zum Ausgleich des berufliw

chen Schadens geführt haben, ist es aber ohnedies unwesente

lich, ob der Beklagte 1963 die Angaben des Klägers im Gute

achten des Dro Käl■äfrichtig gewürdigt hat() Das gleiche

gilt für das Revisionsvorbringen‚ die Feststellung des LSG

auf Blatt 6 des Urteils, bei Erlaß der angefochtenen Verwalw
tungsakte (von 1963 und 1964) seien Umschulungsmaßnahmen

noch gar nicht eingeleitet gewesen, sei unrichtig; denn

auch hierauf komm■ es für die Entscheidung nicht an°

Da die Verfahrensrüger‚soweit sie für die Entscheidung von
Bedeutung sein könnten, nicht durchgreifen, hatteder
erkennende Senat von den Feststellungen des LSG auszugehen?

daß die Umschulung des Klägers zum Elektromechanikcr zwar
erfolgreich beendet worden ist, daß dieser jedoch in der

Maschinenfabrik der Firma G 3:13:23 nicht als Elektromechßw

niker eingesetzt ist9 sondern nur eine Tätigkeit ausübt

(als Maschinensrbeiter), wie sie auch von Hilfsarbeitern
verrichtet wird‚ und die außerdem mit einem erheblichen

Minderverdienst verbunden isto Wenn das LSG daraus auf

einen sozialen Abstieg gegenüber dem erlernten Beruf eines

Seidenwebers geschlossen und deswegen eine weiterhin bee

[ in L
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stehende besondere berufliche Betroffenheit im Sinne

des 5 30 Abs() 2 BVG angenommen hat, so ist dies materiell«

rechtlich nicht zu beanstanden (vglo BSG 10, 69)„ Auch

wenn der Kläger nicht die Tätigkeit'eines bloßen Hilfs—

arbeiters, sondern e nach der Bescheinigung der Firma

Gt:;;g:;vaom 25„ Juli 1968 a die eines angelernten Arbei—

ters ausübte, läge noch ein sozialer Abstieg vor (vgl„ BSG
12, 212, 215)„

Darüber hinaus rechtfertigt aber auch die weitere — von

der Revision nicht angegriffene e Feststellung des LSG, daß

der Kläger bei seiner jetzigen Tätigkeit auch noch einen

erheblichen Minderverdienst hinnehmen muß — nach der Era

klärung des Klägers im Schriftsatz vom 160 Januar 1968 er—
hält er statt über 6‚—— DM pro Stunde über 2‚__ DM pro

Stunde weniger „9 die Annahme eines weiterhin bestehenden

beruflichen Betroffensoins im Sinne des 5 50 Abso 2 BVG

(vgi° BSGin SozRNro 37 zu 5 30 BVG)D Ein Anhalt dafür‚
daß der Kläger den unterbliebenen Ausgleich seines Berufe—

schadens zu vertreten hätte, besteht nicht° Das LSG hat

dies auf S0 10 (unten) seines Urteils ausdrücklich ver»
neint‚ ohne daß die Revision dazu Gegenteiliges vorgetragen

hätten Im Schreiben des Klägers vom—29° Juni'1967 an das

LSG ist im übrigen betont Gorden‚ daß er von der Firma
%E■iitttr nur eingestellt worden sei, weil er den Schwer—

beschädigten gleichgestellt seit—° Danach konnte das LSG

ohne Rechtsverstoß zu dem Ergebnis gelangen, daß die im
vorliegenden Fall durchgeführten arbeits— und berufsför«

dernden Maßnahmen nicht zum Ausgleich des beruflichen

Schadens geführt haben, weshalb @ 30 Abs„ 6 BVG schon aus
diesem Grund der Höherbewertung der MdB nach 5 30 Abs° 2

BVGnicht entgegenstando '

Da gegen die hiernach von den Vorinstanzen vorgenommene
Erhöhung der MdB um 10 v„Ho‚ doho von 40 auf 50 voH„‚ und
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gegen deren Beginn ab 10 August 1963 an sich von der‘

Revision keine.Beanstandungen erhoben worden sind (der

Verschlimmerungsantrag vom 31„ Juli 1963 ging am 50
August 1963 beim VersorgA ein), war die Revision des Be—

klagten nach alledem als unbegründet zurückzuweisono
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